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Vorwort

19www.WALHALLA.de

Vorwort

Im Jahr 2015 sind rund 60.000 Minderjährige unbegleitet als Flücht-
linge in die Bundesrepublik gekommen, 2016 waren es im ersten 
Halbjahr etwa 18.000, die von den Jugendämtern in Obhut genom-
men worden sind. Auch wenn die Zahlen für die Zukunft wieder 
niedriger liegen werden, bleiben die Versorgung und die rechtliche 
Beratung und Betreuung von ausländischen unbegleiteten Minder-
jährigen in Deutschland eine wichtige und große gesellschaftliche 
Aufgabe.

Diese Aufgabe betrifft mittlerweile auch alle Kommunen, seit mit 
dem neuen Gesetz über die Unterbringung ausländischer Kinder 
und Jugendlicher aus dem Herbst 2015 eine bundesweite Verteilung 
der unbegleiteten Minderjährigen stattfindet. Für die dort mit den 
Jugendlichen befassten Kommunen ist diese Aufgabe durchaus neu, 
und sie ist auch nicht zu unterschätzen.

Dass Jugendliche, die von ihren Eltern getrennt – allein oder in 
Gruppen – aus Afrika, Teilen Asiens oder aus den Krisengebieten 
im Nahen Osten oder dem Westbalkan nach Deutschland kommen, 
besonders schutzbedürftig sind, bedarf keiner Erklärung. Diese 
Jugendlichen und Kinder haben nicht nur das fluchtauslösende 
Schicksal zu verarbeiten, sondern auch die Folgen und Begleit-
erscheinungen der Flucht selbst, die häufig mit vielen belastenden 
Erlebnissen (wie Gewalt, Verheerungen und Angst) verbunden ist. 
Auch die Sorge um die zurückgebliebene Familie und die eigene 
Zukunft wirkt sich belastend aus. Die Bundesregierung sprach im 
Zuge des neuen Gesetzes 2015, das die bundesweite Verteilung 
der unbegleiteten minderjährigen Ausländer einführte, von der 
„schutzbedürftigsten Personengruppe überhaupt“ (BT-Drs. 18/5564 
v. 15.7.2015, S. 8). Und aus dem Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) hieß es dazu im Gesetz-
gebungsverfahren (vgl. BR-Drs. 349/15 v. 14.08.2015, S. 1): „Es sind 
junge Menschen, die häufig Schreckliches erlebt haben und mögli-
cherweise physisch und psychisch stark belastet oder hochtrauma-
tisiert sind. Sie kommen allein in einem fremden Land an, sprechen 
die Landessprache nicht und kennen die Kultur nicht, müssen sich 
aber dort vollkommen auf sich gestellt zurechtfinden.“ Aus diesem 
Grunde müssten sie in Deutschland „mit allen ihren Belastungen, 
schmerzhaften Erfahrungen und Ängsten aufgefangen werden, 
aber auch die Möglichkeit erhalten, durch Zugänge zu Angeboten 
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formaler und non-formaler Bildung ihre Potentiale zu entfalten und 
sich in die Gesellschaft einzubringen.“

Die Integration und Versorgung sind nur ein Teil der Aufgaben, die 
den Betreuern und Beratern obliegen. Hinzu kommt die Frage der 
Aufenthaltsperspektive, die für jeden Minderjährigen individuell 
zu ermitteln und gegenüber verschiedenen Behörden geltend zu 
machen ist. Dabei spielt nicht nur das sogenannte Asylverfahren 
eine Rolle (das so eigentlich gar nicht mehr heißen dürfte, weil 
nicht mehr allein das Asyl, sondern der praktisch sehr viel bedeut-
samere Flüchtlingsstatus oder subsidiäre Status im Zentrum steht), 
sondern auch andere Wege der Aufenthaltssicherung. Vielfach, 
und das ist die gute Nachricht, die der Gesetzgeber mit dem neuen 
Integrationsgesetz 2016 verkündet hat, führen nämlich berufliche 
Qualifikationen selbst zu Aufenthaltsrechten.

Wie sich diese Chancen außerhalb des klassischen Asylverfahrens 
gestalten, hängt vom Einzelfall und den beteiligten Behörden ab. 
Die Autoren wollen in dieser Darstellung beide Wege der Aufent-
haltssicherung beschreiben und damit Anregung, Rat und Hilfe für 
diejenigen geben, die beruflich oder ehrenamtlich mit der Beglei-
tung von unbegleiteten Minderjährigen und jungen Erwachsenen 
befasst sind. 

Die Verfasser legen außerdem Wert auf die Feststellung, dass mit 
der Bezugnahme auf das grammatikalische Geschlecht keine Aus-
sage über das natürliche Geschlecht der Akteure – und eben der 
Akteurinnen – getroffen wurde. 

Schließlich danken wir unserem gemeinsamen Kollegen in der Kanz-
lei, Herrn Rechtsanwalt Dominik Bender, für viele anregende Dis-
kussionen und Hinweise, die wesentlich zu der Form beigetragen 
haben, in der diese Darstellung heute vorliegt.

Frankfurt am Main, im März 2017

Stephan Hocks Jonathan Leuschner
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Abkürzungsverzeichnis

a. F. alte Fassung
Abs. Absatz
Alt. Alternative
Art. Artikel
AsylG Asylgesetz
AufenthG Aufenthaltsgesetz
AufenthV Aufenthaltsverordnung
Az. Aktenzeichen
BAMF Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Nürnberg
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BGH Bundesgerichtshof, Karlsruhe
BMFSFJ Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend
BT-Drs. Bundestags-Drucksache
BÜMA Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender
BVerfGE Bundesverfassungsgericht, Karlsruhe
BVerwG Bundesverwaltungsgericht, Leipzig
bzw. beziehungsweise
Dublin-VO siehe Dublin-III-VO
Dublin-III-VO auch Dublin-VO, Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 26.06.2013, Re-
gelung der europäischen Zuständigkeit für Asylverfahren

ED-Behand-
lung

erkennungsdienstliche Behandlung

EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte, Straßburg
EMRK Europäische Menschenrechtskonvention
EU Europäische Union
EuGH Europäischer Gerichtshof, Luxemburg
EURODAC European Dactyloscopy, europäische Datenbank zur 

Erfassung der Daten (Fingerabdrücke) von Asylsuchenden 
in Europa

fdGO Freiheitliche demokratische Grundordnung
ff. fortfolgende
FGM female genital mutilation
GEAS Gemeinsames Europäisches Asylsystem
GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
ggf. gegebenenfalls
GÜB Grenzübertrittsbescheinigung
i. V. m. in Verbindung mit
IHK Industrie- und Handelskammer
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IOM International Organization for Migration
JAmt Zeitschrift Das Jugendamt
Jg. Jahrgang
KRK UN-Kinderrechtskonvention
KSÜ Haager Kinderschutzübereinkommen
lit. Buchstabe
MILo Migrations-Info-Logistik, Dokumentationssystem zum 

Thema Asyl beim BAMF, auch für Dritte zugänglich
NGO Nichtregierungsorganisation (non-governmental 

organization)
Nr. Nummer
o. Ä. oder Ähnliches
OLG Oberlandesgericht
QRL Qualifikationsrichtlinie, Richtlinie 2011/95/EU des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 13.11.2011, über 
Mindeststandards zur Anerkennung von Flüchtlingen und 
subsidiär Schutzberechtigten

OU Ablehnung eines Asylantrags als „offensichtlich unbe-
gründet“

S. Seite
SGB I Sozialgesetzbuch (SGB) Erstes Buch (I) – Allgemeiner 

Teil – (SGB I)
SGB VIII Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII) – Kinder- und 

Jugendhilfe – (SGB VIII)
SGB X Zehntes Buch Sozialgesetzbuch – Sozialverwaltungsver-

fahren und Sozialdatenschtz (SGB X)
SGG Sozialgerichtsgesetz
u. a. unter anderem
UMA/UMF unbegleiteter minderjähriger Ausländer/unbegleiteter 

minderjähriger Flüchtling
UNHCR Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen (UN High 

Commissioner for Refugees)
Unterabs. Unterabsatz
VG Verwaltungsgericht
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
z. B. zum Beispiel
ZPO Zivilprozessordnung
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I

1.  Begrifflichkeit

Ein UMF ist ein unbegleiteter minderjähriger Flüchtling, UMA ein 
unbegleiteter minderjähriger Ausländer. Bis in die Mitte des Jahres 
2015 hinein war der Begriff „UMF“ der allein gebräuchliche Aus-
druck, seitdem sprechen viele unter den Betreuern auch von „UMA“. 
Das Gesetz ist dagegen sehr viel blasser, es erwähnt nur den „unbe-
gleiteten Minderjährigen“, aus dem Kontext wird ersichtlich, dass 
es sich um einen Ausländer oder – wie im Falle der EU-Regelungen 
zum Asylrecht – um einen Asylantragsteller handelt. Damit ist die 
Frage, welche Ausdrucksweise in der Praxis den Vorzug hat, eine 
eher persönliche. Mit dem Verweis auf Minderjährigkeit und Unbe-
gleitet-Sein kommen wesentliche Aspekte der Schutzbedürftigkeit 
bereits zum Ausdruck. Will man, wie es die Autoren dieses Buches 
tun, aber den Umstand der Flucht und die damit einhergehenden 
Leiden von unfreiwilliger Trennung betonen, dann würde man den 
Ausdruck „UMF“ benutzen.

2.  Maßgebliches Recht bei der Kollision mit 
ausländischen Regelungen

Das Recht, das über Geschäftsfähigkeit, Sorgerecht, Vormundschaft 
und andere Beziehungen zwischen dem Minderjährigen und seinen 
Eltern oder gesetzlichen Vertretern entscheidet, ist das sogenannte 
Bürgerliche Recht oder Privatrecht. Für Deutschland ist es im BGB 
geregelt, dem Bürgerlichen Gesetzbuch. Wenn eine Person eine aus-
ländische Staatsangehörigkeit hat, ist aber nicht selbstverständlich, 
dass dann auch das BGB zur Anwendung kommt, nur weil diese 
Person sich in Deutschland aufhält. Hier können ebenso interna-
tionale Vorschriften gelten oder sogar das entsprechende Recht des 
Heimatstaates eines Ausländers, das mitunter ganz andere Lösun-
gen zur Folge hat. Das Rechtsgebiet, das sich diesen Fragen widmet, 
ist das internationale Privatrecht – und wenn es um Familienrecht 
geht, das internationale Familienrecht. Das klingt kompliziert; für 
die meisten Fälle – und immer, wenn es um die Anordnung einer 
Vormundschaft geht – kommt es dann aber doch zur Anwendung 
des uns vertrauten BGB, weil das von Regeln des internationalen 
Privatrechts so bestimmt wird. Allerdings muss das in jedem Fall 
eigens überprüft werden.
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